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S Arbeiter! Genoſſen! Denkt an den Woykott? Meidet das hieſige Bier!

Das preußiſche Volksſchulgeſetz.
Der Entwurf eines Volksſchulgeſetzes, von dem wir nicht

zweifeln, daß er mit unweſentlichen Aenderungen zum Geſetz
werden wird, liegt dem preußiſchen Landtage vor,

dieſer wahren Volksvertretung, zu welcher kein Sozialdemo
krat den Zutritt hat, da durch das Wahlſyſtem Sorge ge
tragen iſt, daß nur die der „Elite“ der Nation genehmen Ele
mente ihr angehören. Hier haben nur die „wahrhaft“ Ge-
bildeten mitzureden. it ihrer Hilfe wird denn auch der
Entwurf der Regierung Geſetz werden, und wir werden ſehen,
wie die Edelſten und Beſten der Nation die Bildung und Er
ziehung des Volkes auffaſſen.

Betrachten wir nur einzelne Grundzüge des Geſetzes die
vollauf genügen, um das ganze Geſetz in richtiges Licht zu
ſtellen.

Der S 1 ſtellt als Aufgabe der Volksſchule in erſter Linie
hin die religiöſe, ſittliche und vaterländiſche Bildung der
Jugend und erſt in zweiter die Unterweiſung in den
für das bürgerliche Leben notwendigen Kenntniſſen und
Fertigkeiten.

Die religiöſe Bildung beſteht, wie nicht anders zu er-
warten, in der konfeſſionellen. Dieſe muß vor allem bei
Bildung der Schulen berückſichtigt werden. Soweit nicht an
einem Orte bereits eine anderweite Schulverfaſſung beſteht,
was thatſächlich nur ausnahmsweiſe der Fall iſt, ſollen neue
Volksſchulen nur auf konfeſſioneller Grundlage eingerichtet
werden. Mit den Ueberbleibſeln anderer Schulen wird aber
auch leicht aufgeräumt werden, da überall, wo dreißig Schüler
einer anderen vom Staate anerkannten Religionsgemeinſchaft
angehören, eine beſondere konfeſſionelle Schule errichtet werden
kann, und iſt jenes bei 60 Schülern der Fall, errichtet wer
den muß.

Kinder, welche nicht einer vom Staate anerkannten Reli
gionsgeſekſchaft angehören, nehmen an dem Religions- Unter
richt teil, ſofern ſie nicht von ſeiten des Regierungs Präſi-
denten davon entbunden werden. Dieſe Befreiung muß er-
folgen, wenn von der betreffenden Religionsgeſellſchaft ein
Antrag hierauf geſtellt wird und der Nachweis eines Religions-
unterrichts im Bekenntmis der betreffenden Religionsgeſellſchaft
durch einen mit dem ſtaatlichen Befähigungsnachweis ver
ſehenen Lehrer geführt wird. Es wird alſo im allgemeinen
der religiöſe s für Kinder freireligiöſer und
vor allem konfeſſionsloſer Eltern feſtgeſtellt.

Wie es mit der ſittlichen und vaterländiſchen Bildung der
Jugend in den konfeſſionellen Schulen ausſehen wird, läßt
ſich aus der religiöſen Bildung leicht folgern. Der eine Teil
der Schüler bekommt den Lutherſchen Katechismus in die
Hände, der ihm gründliche Verachtung des katholiſchen „Anti
chriſts“ und der „papiſtiſchen“ Lehren und Einrichtungen bei
bringt, der andere Teil lernt umgekehrt die Lutherſche
Ketzerei verdammen und verabſcheuen. Und auf dieſer Grund
lage ſoll die ſittliche und vaterländiſche Bildung aufgebaut werden!

Damit aber auch nicht durch die Praxis dieſer Gegenſatz
gemildert werden kann, erhalten die Kirchen die Aufſicht über
den Religionsunterricht in der Volksſchule, und dieſer Unter
richt darf nur von Lehrern erteilt werden, welche von der
Kirche approbiert ſind. Die Gemeinden und die Gutsherren
werden ſich nun wohl hüten, Lehrer anzuſtellen, die ſie in
die Lage verſetzen, noch einen beſonderen Religionslehrer an
zuſtellen ſie werden von vornherein darauf bedacht ſein, nur
ſolche Lehrer zu nehmen, bei denen ſie der kirchlichen Ge
nehmigung ſicher ſind. Es iſt damit die Unterwerfung der
Volksſchule unter die Kirche, die thatſächlich ſchon vorhanden
iſt, auch formell von Rechts wegen anerkannt.

Es könnte nun merkwürdig erſcheinen, daß an dieſem Teil
des Geſetzes, welches den konfeſſionellen Charakter der Volks
ſchule ausſpricht, die Liberalen noch am wenigſten Anſtoß
nehmen. Uns kann das wenig wundern zu einer Zeit, wo
ſelbſt hervorragende freiſinnige politiſche Blätter ihren kon
feſſionellen Charakter beſonders betonen.

Der Kampf gegen das Geſetz wird ſich hauptſächlich um
einen anderen Punkt und zwar kulturkämpferiſcher Richtung,
drehen, nämlich gegen die „Unterrichtefreiheit'. Da nun das
ganze Unterrichtsgeſetz, ſoweit es die Ausbildung und Be-
fähigung der Lehrer betrifft, auf konfeſſioneller Grundlage
beruht, überdies die Errichtung von Privatſchulen an und
für ſich koſtſpielig iſt und dieſes um ſo eher wird, als die
ſelbe nicht von den Beiträgen zu den öffentlichen Schulen
entbindet, ſo wird der Gedanke, in freien unabhängigen
Schulen ein Aſyl gegen die Volksſchule zu finden, unaus-
führbar, wenigſtens in den unteren Volksklaſſen, die ein wirk-
liches Jntereſſe an der Schule haben. Die liberale Bour
geoiſie hat nur noch wenig Jntereſſe für die Volksſchule
überhaupt, weiß ſie doch ihre Kinder durch den Beſuch der
höheren Schulen der Volksſchule zu entziehen. Die „Unter
richtéfteiheik käme faſt ausſchließlich der katholiſchen Kirche
zu gute und ſie wird nicht Anſtand nehmen, von ihr Ge
brauch zu machen. Der Beſitz der Schule giebt ihr nicht nur
die Jugend in die Hand, ſondern auch bedeutende Macht-
mittel gegen den Staat. Wo ſie einmal eine Schule er
richtet hat, wird ſie die Beiträge für die öffentliche Schule
als unerhörte und unberechtigte Bedrückung darſtellen.

An Reden gegen Rom wird es diesmal nicht fehlen. Der
„proteſtantenvereinliche“ Geiſt der Kulturkämpfer wird noch
einmal ſeine ſchwulſtigen Phraſenblüten treiben, auch mancher
konſervative orthodoxe Lutheraner wird in das Geſchrei mit
einſtimmen, im allgemeinen aber werden die orthodoxen Pro-
teſtanten zufrieden ſein mit dem, was für ihre Herrſchaft im
Volksſchulgeſetz abfällt.

Was ſich jetzt vollzieht, iſt nur die Sanktionierung des
Bismarckſchen Werkes und ſeiner liberalen Helfershelfer.
Dieſe haben ſich nicht zu beklagen, ſie haben dieſe Entw.ckelung
gefördert und ihr zu Liebe den geſamten bürgerlichen Liberalis-
mus preisgegeben. Gefällt ihnen dus Volksſchulgeſetz nicht,
ſo frage man nur: Warum habt ihr nicht ein anderes ge-

Eltern und ihrer

ſchaffen, als ihr zur KulturkampfsBlütezeit das Heft in den
Händen hattet?

Das Vorgeſagte genügt zur Charakteriſtik des Geſetzes.
Der büreaukratiſche Aufbau in den einzelnen Teilen desſelben
vollzieht ſich in den üblichen preußiſchen Formen der Geſetz
gebung. Neben den allgemeinen Monſtruoſitäten des Ter
ſei nur noch als ſpezielles Kurioſum erwähnt der S 58,
die Ordnung der Verhältniſſe in den Graſſchaften Wernige
rode und Stolberg von dieſem Geſetze ausnimmt und ſie
einer königlichen Verordnung überläßt. Sind nun die beiden
Grafſchaften zu gut für dieſes Geſetz, oder iſt das Geſetz zu
gut für ſie

Das Volksſchulgeſetz hat wenigſtens ein gutes. Es
räumt mit der Heuchelei des bürgerlichen Liberalismus
gründlich auf.

Die Schule ſteht offen als Werkzeug jeder Reaktion da.
Sie prägt auch der Schule den Charakter des Konfeſſionalis-
mus ſo deutlich auf, daß ſie damit zu gleicher Zeit auch
innerhalb der bürgerlichen Geſellſchaft die Fahne desſelben
aufſteckt und zwar in zwieträchtiger ſich gegenſeitig befehden-
der Geſtalt.

Der Liberalismus mag an ſich ſelbſt verzweifeln; der
Kapitalismus und die Bourgevisgeſellſchaft mag in der Kirche
ihren Bundesgenoſſen erblicken, der ſie aber ebenſowenig wie
der Militarismus und der Zäſarismus retten wird. Die
Kirche, in beiderlei Geſtalt, mag triumphieren, aber wohl
nur zu eigenem Verderben. Das Volksbewußtſein iſt zu
lebendig geworden als daß man die Maſſen in zwei ſich
bekämpfende Glaubensbekenntniſſe ſpalten kann der Kampf
und die Rivalität zwiſchen beiden wird eher dazu führen,
daß das Volk ſich von beiden abwendet. Die Jugend der
Schule wird mit in den Kampf gezogen werden; die gezwungen
am Religionsunterricht Teilnehmenden werden ihre von den

Umgebung empfangenen „Irrlehren“ in die
Schule tragen und die Schüler der katholiſchen und der
lutheriſchen Schule werden ſich gegenſeitig aus ihren entgegen
geſetzten Katechismen die Zweifel an den ihnen gelehrten
„Heilswahrheiten“ beibringen. Der „liberale“ Bürger aber,
der ſich noch ſo viel auf ſeine „Freiſinnigkeit“ und ſein
„Freidenkertum“ zu gute thut, mag ſich davor hüten, daß
ſeine eigenen Kinder nichts davon vernehmen, denn man
könnte ſie ihm leicht durch den Gendarm wegnehmen, um
ſie in einer „Beſſerungsanſtalt“ unterzubringen, wo ſie vor
den „Gottloſigkeiten“ der Eltern geſchützt werden. Einen
Halt auf der eingeſchlagenen Bahn giebt es nicht die
Reaktion ſchreitet vorwärts und muß vorwärts ſchreiten
ſie kann nicht zurück, auch wenn der Abgrund vor ihr ſteht,
und dieſer Abgrund, der ſie verſchlingen wird, iſt nicht mehr
fern von ihr. Der Liberalismus iſt längſt tot; das neue
Schulgeſetz beſtattet nur ſeine Leiche. Wir ſehen in dem Schul
geſetz nur eine der mannigfaltigſten Geſtaltungen der Reaktion, die
wir, wie die übrigen, überwinden werden. Die Schule des Klaſſen
ſtaates wird mit dieſem zu grunde gehen. „Vorwärts“.

mann

33] Stefan vom Grillenhof.
Roman von M. Kautsky.

„Sie irren ſich, er wird nicht ſobald hier ſein; die vom
Förſterhaus, von der Nordſeite des Sees, herkommen, die
haben gegen den Sturm anzukämpfen, und ich zweifle, daß,
ſowie er jetzt wütet, dieſes Mannes Kraft dafür ausreicht.

Valeriens Augen waren voll Thränen, als ſie jetzt fragte:
„Auf dieſe Art bliebe mir alſo wirklich nichts anderes übrig,
als mit Jhnen zu gehen

„Es wäre jedenfalls das Vernünftigſte.“ Eine Pauſe er
folgte, man hörte nur den Sturm. „Ziehen Sie es vor,
allein hier zu bleiben, ſo will ich mich entfernen, Fräulein
von Tiefenbach.“

Valerie fuhr erſtaunt auf. „Sie kennen mich, Sie kennen
meinen Namen

„Profeſſor Wüſt hat mir ſchon oft von Jhnen geſprochen
und ich vermutete, daß Sie Valerie ſind. Jch ſaß heute
nachmittag im Bibliothekzimmer des Profeſſors, als Sie mit
Jhren Eltern und Jhren Freunden dort eintraten.“

Ein Freudenruf kam über Valeriens Lippen. „Sie ſind
Stefan! Ach, wie gut und herrlich ſich das trifft! Sie kennen
mich alſo auch Sie haben auch ſchon von mir gehört

„O, das will ich meinen.“
Jhre Hände fanden ſich jetzt, trotz der Dunkelheit, zu einem

herzlichen Drucke zuſammen, ihr war, als begrüßte ſie einen
alten Freund.

„Wiſſen Sie, daß ich heute nichts ſehnlicher wünſchte, als
Jhre Bekanntſchaft zu machen, als Sie zu ſehen rief Valerie
mit liebenswürdiger Gradheit. Jch war faſt verdrießlich
darüber, daß Sie ſich heimlich aus dem Staube gemacht hatten,
meine Neugierde ſo zum beſten hielten; und nun kommt die
Erfüllung unter ſo unerwarteten Umſtänden.“ Sie dachte an

das Lichtbild, das ihr eine Sekunde lang erſchienen und das
ſich doch all ihren Sinnen ſo feſt eingeprägt hatte. Das war
alſo der Stefan! So ſchön hatte ſie ſich ihn nicht gedacht.

„Und Sie haben jetzt keine Furcht mehr, Fräulein Valerie,
Sie werden nicht länger zögern, mit mir zu gehen fragte er.

Sie ſah zu ihm auf. Wie ſchade, daß es ſo dunkel war,
ſie konnte ſein Geſicht nicht ſehen, aber ſie merkte, daß er ſie
hoch überragte ſie glaubte die Umriſſe einer ſchönen, kräftigen
Geſtalt zu unterſcheiden. „Jch gehe mit Jhnen ohne Zagen,
weiß, der Freund und Schüler Profeſſor Wüſts wird ſeine
Nichte nach beſten Kräften ſchützen und bewahren.“

„Das wird er,“ ſagte Stefan kurz und beſtimmt.
Er zog hierauf ihren Arm feſt in den ſeinen, und ohne ein

Wort weiter zu reden ſchritten ſie langſam, aber feſten Fußes
vorwärts. Der Sturm hatte eher zu als abgenommen die
Luft hatte ſich bedeutend abgekühlt, ſie wehte kalt und rauh
vom See herüber; die Wogen rauſchten mächtig ſtark, es war,
als wollten ſie heraufſchlagen und alles mit ſich fortreißen.
Als die beiden aus dem Gehölze heraustraten, fiel der Sturm
ſie wütend an, er verfing ſich in Valeriens dünnen, flattern-
den Gewändern, und einen Augenblick fürchtete ſie wirklich,
auf Windesflügeln davongetragen zu werden. Aber ſchon
fühlte ſie ſich feſt an ihres Begleiters Bruſt gedrückt, und ſie
fühlte, wie er ſich über ſie beugte, ſie auf dieſe Weiſe mit
ſeinem eigenen Leibe vor dem Winde ſchützend. Gleichwohl
ſuchte ſie in mädchenhafter Verſchämtheit ihn abzuwehren, ſich
von dieſer allzuengen Umſchlingung loszumachen. Er merkte
es wohl, aber er gab ſie nicht frei. „Was wollen Sie?“
fragte er, ſeinen Kopf noch tiefer zu dem ihren herabſenkend,
um ar ſeine Stimme inmitten dieſes Toſens vernehmlich zu
machen.

„Sie halten mich zu feſt,“ ſagte ſie faſt bittend. „Nehmen
Sie mich doch lieber an der Hand, ich möchte an Jhrer Seite
einhergehen.“

„Das iſt unmöglich,“ ſagte er in ſeinem entſchiedenen Tone.
„Sie vermögen ſich nicht gegen den Wind zu halten, und ich
vermöchte es auch nicht, ſobald er Sie einmal erfaßt und ſich
in Jhre Kleider eingewühlt hat.“

„Aber ich kann nicht zugeben
„Dann kehren wir um.“
„Sie wollen wieder in den Wald zurück
„Ja, es iſt das Beſte.“
„Warum denn?“
„Sobald Sie ſolche Bedenken haben, ſobald Sie ſich mir

nicht ganz und mit vollem Vertrauen überlaſſen, kann ich Sie
nicht hinüberbringen. Hier iſt der Weg noch breit, aber es
werden Stellen kommen, wo ich das Gewicht Jhres ganzen
e auf mich nehmen, wo ich Sie möglicherweiſe tragen
muß.“

„Tragen wiederholte Valerie ſchüchtern und bange.
„Nun ja, tragen; aber ſobald Sie mir dann Widerſtand

entgegenſetzen, ſobald Sie ſich ſträuben, vermag ich Sie nicht
zu erhalten. Jch vermag nicht gegen den Sturm anzukämpfen
und zugleich eine widerftrebende Laſt und mich im Gleich-
gewicht zu erhalten; wenn Sie ſich alſo vor mir fürchten,
wenn Sie vor meinen Armen zurückſchrecken, dann kehren wir
um.“ Er wendete ſich bei dieſen Worten und drehte hierauf
Valerie wie eine Puppe ebenfalls um.

Sie rief ihm aber, durch ſeine kräftige Entſchloſſenheit be
ſiegt zu: „Nein, nein, nur vorwärts! Jch will nicht mehr
zurück, ich werde mich nicht rühren, ich verſpreche es Jhnen.“

Jn dieſem Augenblicke blies der Sturm ſo heftig und an
haltend, daß das Manöver des abermaligen Umdrehens nicht
ſogleich unternommen werden konnte ſie mußten, feſt anein
andergedrängt, eine Weile ruhig ausharren, dann fand eine
abermalige Schwenkung ſtatt. (Fortſetzung folgt.)



Druckfehler-Berichtigung. Jn dem geſtrigen Leitartikel
„Moraliſcher Jrſinn“ hat ſich ein ſinnentſtellender Fehler ein
geſchlichen. Es muß auf Spalte 3, Zeile 3 ſtalt ener
giſchem Drucke heißen: magiſchem Drucke des Kapitals.

Deutſcher Reichstag.
156. Sitzung vom 25. Januar, 1 Uhr.

esordnung: Patent- und Markenſchutz- Abkommen mit
Jtalien. Schweizeriſcher Handelsvertrag.

Vizepräſident Graf Balleſtrem eröffnet die Sitzung um 2 Uhr.
Zur erſten event. zweiten Beratung ſteht das am 18. d. M. in

Rom abgeſchloſſene Uebereinkommen zwiſchen dem Reich und Jtalien

n den gegenſeitigen Patent-, Muſter- und Marken-
utz.

Abg. Schmidt (Elberfeld, freiſ.) fordert wie im entſprechenden
öſterreichiſchen Abkommen auch hier eine Beſeitigung des Ausführungs
zwanges von Patenten und vermißt in dem vorliegenden Vertrage
ein Verbot der falſchen Urſprungsbezeichnung (eoneurreneoe deloval).

Die Abgg. Hammacher (natl.) und Menzer (deutſchk.) ſtimmen
dem Vorredner zu und verlangen einen Aufſchub der zweiten Beratung
auf morgen.

Direkttor im Reichsamt des Jnnern Nieberding erwidert, daß
in der italieniſchen Geſetzgebung ſchon eine Vorſchrift gegen falſche
Urſprungsbezeichnung vorhanden ſei, und daß man daher durch
Aufnahme eines ſolchen Verbots eine einſeitige Verpflichtung über-
nommen hätte.

Die zweite Beratung des Abkommens ſoll morgen ſtattfinden.

Jn der zweiten Beratung des t mitder Schweiz beklagt Abgeordneter Siegle (natl) die Erhöhung
der Zölle auf Leinen, Wollen- und Baumwollwaren, welche den ent
ſprechenden deutſchen Jnduſtrien empfindlichen Schaden bringen würden.
Die Schweiz habe dagegen durch die Zollermäßigungen Deutſchlands
anz unverhältnismäßig hohe Vorteile, die auch den meiſtbegünſtigtenStarten zu gute kämen, das ſei namentlich in bezug auf die Feingarn-

ſpinnerei der Fall. Dennoch werde er für dieſen Konventionaltarif
ſtimmen, weil er immer noch beſſer ſei, wie der von der Schweiz in
Ausſicht genommene autonome Tarif.

Abg. Ruhland (Elſäſſer) erklärt angeſichts der Nachteile für die
Feingarnſpinnerei und Weberei, nicht für den Vertrag ſtimmen

u können.g Abg. Samhammer (freiſ.) bittet, bei ſpäteren Handelsverträgen

mehr Rückſicht auf die kleinen Jnduſtrien der thüringiſchen Staaten,
namentlich die Spielwaren- und Schiefertafel-Jnduſtrie zu nehmen,
die unter den gegenwärtigen mißlichen Wirtſchaftsverhältniſſen ſchwer
zu leiden haben.

Abg. Adt (natl.) vermißt im Tarif eine genauere Bezeichnung der
zu verzollenden Schuhwaren und bittet, dieſes Verſäumnis in einem
demnächſt aufzuſtellenden Warenverzeichnis nachzuholen.

Abg. Landes (Zentr.) bedauert den Schaden, der dem Allgäu,
ſeinem Heimatlande, durch die Herabſetzung des Käſezolles verurſacht
würde.

Geheimer OberRegierungsrat v. Huber hebt die Zollpoſitionen
hervor, welche zur Förderung der einheimiſchen Arbeit im ſchweizeriſchen
Tarif herabgeſetzt worden ſind und denen gegenüber die deutſchen
Zölle nur geringe Herabſetzungen zeigten.

Abg. Brömel (freiſ.) führt aus, in vielen Fällen ſei die Schweiz
arnicht in der Lage geweſen, Konzeſſionen zu machen, weil ihr Tarifſchon niedriger geweſen ſei, als der Deutſchlands. Die Schweiz ſei

bei den Handelsvertrags- Verhandlungen u. a. auch von zwei Abgeord
neten vertreten worden, in Deutſchland ſei es garnicht denkbar, daß
andere als büreaukratiſch geſchulte Leute zu Unterhändlern gewählt
würden. Die deutſche Jnduſtrie habe, wie aus allen Handelskammer-
Berichten hervorgeht, Konzeſſionen gefordert, ſich ſelbſt aber jeder
Zollherabſetzung widerſetzt, ſo daß die Regierung in dieſen Kreiſen
faſt gar keine Unterſtützung gefunden habe. Dabei ſei z. B. in der
Bänderinduſtrie die Ausfuhr bei weitem größer als die Einfuhr.
Die Klagen über die Verluſte ſeien beſonders in der Baumwollen
induſtrie übertrieben. 36000 M. ſei kein großer Verluſt für eine Jn
duſtrie, in der viele Millionen feſtgelegt ſeien. Der Frhr. v. Stumm
habe mit Unrecht darauf hingewieſen, daß man ohne den Zolltarif
von 1879 niemals zu dieſem Vertrage mit der Schweiz gekommen
wäre. Er habe ganz vergeſſen, daß man inzwiſchen weitere Zoll
erhöhungen z. B. 1885 erlebt habe, die direkt gegen die Schweiz gerichtet geweſen ſeien und ſie auf den Jrrweg des Schutzzolls geſahrt

haben. Von dem vorliegenden Vertrage ſei nur zu wünſchen, daß
er mit großer Mehrheit angenommen werde und daß dieſe Mehrheit
die Regierung auf dem betretenen Wege weiterdrängen werde.

Abg. Petri (natl. Elſäſſer) führt aus, daß durch die Herabſetzung
der Garnzölle die elſäſſiſche SpinnereiJnduſtrie ſchwer geſchädigt worden.
Die Folge werde ſein, daß zahlreiche Arbeitskräfte brotlos und zur
Auswanderung genötigt würden.

Preußiſcher Handelsminiſter Frhr. v. Berlepſch: Mit der elſäſſiſchen
Feinſpinnerei hat ſich neuerdings auch die niederrheiniſche Baumwoll-
Spinnerei und die HalbſeidenWeberei gegen die Zollherabſetzung ver
bündet, doch ſind die Motive der Gegnerſchaft verſchieden. Die elſäſ-
ſiſchen Spinnereien fühlen ſich direkt, die niederrheiniſchen indirekt

eſchädigt, während die HalbſeidenWeberei ſich prinzipiell gegen jedenEntrug in das Zollſyſtem ſträubt und für ihre Fabrikate eine Zoll

rückvergütung ohne Jdentitätsnachweis fordert. Die Feinſpinnerei hat
die Erwartung, die ſie mit dem Zolltarif von 1879 zu erfüllen ver
ſprach, daß ſie nämlich aus eigener Kraft den heimiſchen Markt ver
ſorgen werde, nicht gehalten, vielmehr iſt ſie ſtetig zurückgegangen, der
Jmport hat ſich dauernd geſteigert. Die Zollhöhe wird alſo hier
keinen Unterſchied in den Verhältniſſen der Feinſpinnerei hervorbringen
und die düſteren Prophezeiungen vom Brotloswerden der Arbeiter
maſſen ſind daher hinfällig. Jm Elſaß wird nur für das eigene Land
ſein geſponnen, nur ein Etabliſſement in Bielefeld und einige Fabriken
in Sachſen beziehen Baumwollgarne aus dem Elſaß, das iſt ein neuer
Beweis, daß die Befürchtungen, welche an die Ermäßigung der Zölle
geknüpft werden, nicht in Erfüllung gehen werden. Daß die Baum
wollinduſtrie in einer ſchlechten Situation ſich befindet, liegt an den
reichen Baumwollernten der letzten Jahre, welche die Preiſe drücken.
Auch iſt die engliſche Konkurrenz übermäßig, die wir nur durch einen
Prohibitivzoll bewältigen könnten, der wieder der Weberei Schaden
brächte. Jch glaube aber nicht, daß die Heravbſetzung der Zölle der
Spinnerei überhaupt ſchadet.

Die weitere Beratung wird um 5* Uhr auf abends S Uhr
vertagt.

(Abends 8 Uhr.
Die zweite Beratung des Handelsvertrages mit der Schweiz wird
Artikel 2, der die vereinbarten Tarife als Anlage enthält, fort

geſetzt.

Abg. Möller: Die Abgg. Petrie und Brömel haben jeder zum
Teil recht. Es handelt ſich bei ihren beiden Berechnungen darum,
daß das eine Mal auch die mehrdrähtigen Garne herangezogen ſind,
das andere Mal nicht, und ich bedaure, daß auch bei Zollabfertigungen
ſolche Ungleichmäßigkeiten vorkommen. Jch bitte die Regierung
darauf hinzuwirken, daß dergleichen nicht mehr vorkommt. Unter
dem gegenwärtigen Zoll hat ſich die Zahl der Spindeln namentlich in
Süddeutſchland, aber auch in Norddeutſchland mehr als verdoppelt.
Werden die neuen Konventionalſätze auf Garn angenommen, ſo geht
dieſe Jnduſtrie zu grunde und die Arbeiter werden brotlos. Jch
t aus dieſem Grunde gezwungen, mich gegen dieſen Tarifſatz zu
erklären.

Abg. Winterer (Elſ.) bedauert, daß eine kommiſſariſche Beratung
des Handelsvertrages nicht möglich geweſen ſei. Die ſchon geäußerten
Befürchtungen, welche im Intereſſe der Arbeitnehmer und der Arbeit-
geber im Elſaß an den Vertrag zu knüpfen ſeien, wären wohl be
ründet. Der Vertrag werde eine Auswanderung zahlreicher Ar
iter herbeiführen. Der Miniſter ſei über die Fabrikation der

Spinnerei im Elſaß nicht richtig unterrichtet.
Geheimrat Moſer: Der Herr Miniſter hat weſentlich darauf hin

ewieſen, daß bei der Ausführung des Abg. Petri die mehrdrähtigen
rne mit in den Export einberechnet ſind. Jm übrigen möchte ich

Möller bemerken, daß z. B. Frankreich durch ſeine hohen Garn
zölle nicht hat durchkommen können.

Abg. Menzer: Unter den bisherigen Zollſätzen hat ſich in Deutſch
land die Roßhaarſpinnerei und die weitere Fabrikation dieſes Ge
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ſpinnſtes ſehr günſtig ckelt. Der
erhöh namentlichEinbu fahr 4 s iſt
freien miſ t e d S
mich denn die Gre e mikro

Die Leute kämpfen den

Staatsſekretär d. Warſ all: Die freie Koumiſſion, welche auf

e der Tee in Meineneeinen vertraulichen Charster auch nach außen hin haben. Der Abg.

WMenzer hat dieſen vertraulichen Charakter nicht gewahrt. Wenn dies
Verfahren Uebung werden v ſo r es mir kaum möglich ſein,

enin Zukunft ſolche den zu laſſen. Beifall.Geheimrat Helbich: Die Roſhaarſpinnerki hat in dem ſchweizeriſchen
Zollvertrag eine günſtigere Poſition erhalten, als in dem öſterreichiſchen
und auch in dem ikmieni gylupertro Die eingetretene Zoll
herabſetzung von et mehr als 3 des Wertes kommt nicht
i (Abg. Menzer: 4 Proz. des Wertes ſoll keine Rolle
pielen

Abg. Barth: Abg. Menzer hätte mit ſeinen Ausführungen vom
freihändleriſchen Standpunkte t da wir aber der weiz nur
wenig Konzeſſionen mächten, konnten wir auch keine größeren Kon
zeſſionen verlangen Abg. Brömel hatte recht und mehr als recht da
mit, daß die hier beſchloſſene Herabſetzung des Grenzzolles die Ar
beiter durchaus nicht brotlos mache. Hätten Sie die Rückſicht auf
das Brot des Arbeiters immer gehabt, ſo hätten Sie die hohen Korn
zölle nicht bewilligen dürfen.

Abg. v. Marquardſen bemerkt, daß er für keinen ſämtlicher be
ſtehender Zölle geſtimmt e, aber es ſei etwas anderes, einen Zoll
einzuführen, als einen Zoll, auf den die Jnduſtrie ſich einmal ein

chtet habe, wieder aufzuheben; er und mit ihm die Mehrzahl
einer Freunde ſtimmen für den Vertrag. Die Verhandlungen der

freien Kommiſßjon ſeien allerdings als vertraulich auſzufaſſen und er
hätte eine vertrauliche Behandlung derſelben beſonders deshalb ge
wünſcht, um auch für ähnliche Fälle in Zukunft eine ſolche freie Kom
miſſion nicht unmöglich zu machen. Redner tritt dann beſonders ent-
gegen den Ausführungen des Abg. Landes für die Ermäßigung des
Käſezolles ein, erkennt aber au, daß der Antrag immerhin noch
Mängel mit ſich führe, und bittet die Regierung, mit all' ihrem Ein
fluß dahin zu wirken daß die Schweiz in Zukunft nicht von ihrem
Bruttoverzollungsſyſtem abgehe.

Abg. Möller hält ſeine e bezügic der ſächſiſchen
Spinnerei gegenüber dem Abgeordneten Barth vollkommen aufrecht.

Darauf wird der Art. 2. mit der Anlage der Zolltarife, ſowie der
Reſt des Vertrages angenommen, ebenſo das Schlußprotokoll. Schließ
lich gelangt folgende Reſolution des Abg. Barth nach einer kurzen
Begründung des Antragſtellers zur Annahme:

Da es dem Jntereſſe der vertragſchließenden Staaten eniſpricht,
alle bei der Auslegung und Anwendung der Handelsverträge etwa
entſtehenden internationalen Meinungsverſchiedenheiten auf friedlichem
und freundlichem Wege zu begleichen, werden die verbündeten Re
gierungen erſucht, mit den Regierungen derjenigen Länder, mit denen
Handelsverträge zu ſtande kommen, eine Vereinbarung zu treffen da
hingehend, daß alle aus den Handelsverträgen etwa entſpringenden
Streitigkeiten durch ein Schiedsgericht zum Austrag gebracht werden.

Damit iſt die Tagesordnung erſchöpft.
Schluß 10 Uhr.
Nächſte Sitzung Dienstag 1 Uhr. (Zweite Beratung der Ab-

kommen mit Oeſterreich-Ungarngund mit Jtalien wegen des Patent-,
Marken und Muſterſchutzes, dritte Beratung des deutſchſchweizeriſchen
Handelsvertrages, zweite Beratung des Geſetzentwurfs, betreffend die
Behandlung des Zolls auf Tranſitlager.)

Solitiſche Aeberſicht.
Es giebt doch einen Notſtand allerdings nur bei

Miniſtern. Der „Köln. Ztg.“ ſchreibt man aus Sachſen
Die Gehälter der ſächſiſchen Miniſter waren ſchon ſeit einer
Reihe von Jahren auf je 21000 M. bemeſſen. Bei der jetzt
bevorſtehenden allgemeinen Aufbeſſerung der Beamtengehalte
will man die Miniſter ſo ſtellen, daß ihre Bezüge nicht all
zuſehr gegen die Summen abſtechen, die vom Reiche und in
Preußen gezahlt werden. Das Gehalt eines preußiſchen
Miniſters beträgt 36 000 M. dazu kommt aber noch freie
Wohnung oder Mietsentſchädigung im Betrage von 9000 M.,
wovon in Sachſen keine Rede iſt. Der Staatsſekretär des
Reichsamts des Jnnern, wie der des Reichsamts des Aeußeren
erhalten einſchließlich der Repräſentationsgelder je 50000 M.,
der Präſident des Reichsgerichts 25000 M. und alle die
Genannten außerdem freie Wohnung; der vom Reiche beſol
dete ſächſiſche Kriegsminiſter bekommt an Gehalt, Funktions
zulage und Wert der freien Wohnung insgeſamt mindeſtens
33 900 M. Ueberdies übernimmt in Preußen der Staat die
Koſten für Einrichtung und Unterhalt der Wohnungen. Jn
Bayern beziffern ſich die Miniſtergehälter allerdings auch nur
wie bisher in Sachſen auf 21 000 M., allein daneben wird
meiſt freie Wohnung gewährt und gerade jetzt auch dort eine
Erhöhung dieſer Gehälter angeſtrebt. Unter dieſen Umſtänden
haben ſich die ausſchlaggebenden Parteien des ſächſiſchen
Landtages dahin ſchlüſſig gemacht, dem Vorſchlage der Re
gierung zuzuſtimmen, nach welchem den Miniſtern künftig
26 000 M. Gehalt und 4000 M. Wohnungsentſchädigung,
im ganzen alſo 30 000 M. gewährt werden ſollen. Die
Beſchlußfaſſung über dieſen Gegenſtand wird in den nächſten
Tagen erfolgen. 21000 M. jährlich für einen ſächſiſchen
Miniſter das iſt allerdings auch eine Summe, mit der
nicht auszukommen iſt. Nicht wahr

Auf das Weſen des Antiſemitismus wirft ein be
zeichnendes Licht eine von dem vormaligen Chefredakteur des
antiſemitiſchen Leipziger Tagesanzeigers“, Hermann Lucko,
verfaßte Broſchüre. Jn derſelben werden auch Stellen aus
Briefen des kannten Antiſemitenhäuptlings Wilhelm Marr
veröffentlicht Jn einem aus Hamburg vom Juli 1891
datierten Schreiben dieſes Herrn heißt es: „Der moderne
Antiſemitismus recte FabrikgeſchäftsſchwindelAntiſemitis
mus iſt für mich „gegenſtandslos“ geworden. Er belügt ſich
ſelbſt, um andere zu belügen und zu beſchwindeln.“ Jn einem
andern Schreiben heißt es: „Jch bin ein alter Parteigänger,
aber nie habe ich mehr Erzſchelmenbande gefunden als unter
den heutigen Geſchäfts-Antiſemiten. Das aber dürfen Sie
privatim erklären, daß ich nach 30 jährigem Judenkrieg mich
mit Ekel bis zum Erbrechen abwende von dem ganzen heutigen
GeſchäftsſchwindelAntiſemitismus. Jch werde dieſe Behaup
tung nicht widerrufen.“ Herr Marr kennt ſeine Leute.
ar kann ihm in bezug auf die Antiſemiten glauben, was
er ſagt.

Unter den Bourgeoiſiejungens, die auf Koſten des Volkes
auf den Univerſitäten herumſcharwenzen, nehmen die Juriſten
die „feinſte“ Stellung ein; ſie gelten als die wohlfriſierteſten
und patentefſten unter dieſen Edelſten des Landes. Was es
mit dem wiſſenſchaftlichen Eifer, mit dem Pflichtbewußtſein
und andererſeits mit der Art, wie dieſe Burſchen „Karriere“

machen, a hat, das iſt für uns bekannt. Bemerkens
wert ſind d des Präſidenten der J

on Dr. Stötzel, welche ein bezeichnendes Li
die Kon dieſer zukünftigen Rechts ſtützen unſerestagteh werfen. Daß die ſchriftichen Prüfungsarbeiten dieſer

Univerſitätsbummler nichts taugen, iſt noch das Senigſe, iſt
ja bloß Faulheit, welche Eigenſchaft bekanntlich nur bei Ar
beitern tadelnswert gilt. Aber Herr Dr. Stötzel klagt auch,
daß die Kandidaten offenſichtlich das Verbot, ſich fremder

Hilfe bei ihren ſchriftlichen Arbeiten zu bedienen, ſehr leicht
nehmen“ „Es kann für den Juſtizdienſt nicht gedeihlichſein, wenn Elemente in denſelben gelangen, welche ihren un

tritt auf unlauterem Wege erwirken, indem ſie, an
laxe Grundſätze ſich gewöhnend, die Grenzlinie zwiſchen dem
Erlaubten und Unerlaubten zu ihren Gunſten verrücken c.
Man bedenke: „Auf unlauterem Wege kommen viele von den
Leuten zu ihrem erhabenen Amte, welche dann mit würdigem
Pathos im Namen der Gerechtigkeit und Ehrlichkeit die un
lauteren Thaten ihrer Nebenmenſchen mit ſchweren Strafen
belegen! Ja, es wächſt da ein netter juriſtiſcher Nachwuchs
auf den Univerſitäten Wiſſenſchaft? Pflicht Bah, fauler
Zauber! Saufen, Huren, Prunken, das ſind die Tugenden
eines echten Juriſten und eins natürlich nicht zu vergeſſen

deutſchnational Randalieren und dann wird ein
geſtrebert, ſtellengejägert und mit den nötigen Protektionen
wird man ſo ein gemachter Mann, eine Stütze der Geſell
ſchaft. es etwa auf „unlauterem Wege“ geſchah, was
macht's

Zu der Strafgeſetzuovelle, welche auch die Ankündi
gung unzüchtiger Schriften in der Preſſe beſtrafen
will, ſchreibt der „Hannov. Kour.“: „Man kann von dem
für den Jnſeratenteil verantwortlichen Mitgliede des Zeitungs
perſonals doch ſelbſtverſtändlich nicht verlangen, daß er die
angekündigten Druckſchriften auf ihre Moralität prüft; noch
weniger von der langen Reihe derer welche nach neueſter
Praxis wegen „Beihilfe“ verantwortlich gemacht werden
können. Es muß alſo mit einer Klarheit und Deutlichkeit,
an der die Jnterpretationskunſt auch des ſcharfſinnigſten
Staatsanwalts zu Schanden wird, in dem Geſetze aus
geſprochen werden, daß die Verfolgung auf Grund des zu
ſchaffenden Paragraphen nur ſtattfinden kann, wenn der un
züchtige Jnhalt der Schrift aus der Ankündigung ſelbſt her
vorgeht oder die für den Jnſeratenteil verantwortliche Perſon
nachweisbar ſonſt davon in Kenntnis geſetzt worden iſt
etwa durch eine Mitteilung von amtlicher Stelle daß
jene Druckſchrift einen ſtrafbaren Jnhalt hat.“

Die „Ehrlichkeit“ der Beſitzenden gegenüber dem
Staate wird durch die in Preußen neu eingeführte Selbſt
ein ſchätzung für die Einkommenſteuer in grelle Beleuch-
tung gerückt. Ueber die Wirkungen der Selbſteinſchätzung
bringen die „Elberfelder N. N.“ zwei Fälle zur Kenntnis,
welche zeigen, daß die bekannten Bochumer Steuererlebniſſe
keineswegs vereinzelt daſtehen was wir ſchon früher be
haupteten ſondern zum Teil noch übertroffen werden.
Jn dem einen Falle hat ein Steuerpflichtiger, der bisher in
der 1. Einkommenſteuerſtufe (Einkommen 3000 M.) ſteuerte,
ſich ſelbſt zu 19 000 M. Einkommen deklariert. Der zweite
Fall iſt noch kraſſer. Der glückliche Beſitzer eines Jahres
Einkommens von 10 000 M. war nicht zur Deklaration auf
gefordert worden. Warum nicht? Der Mann hatte bisher
nach der 2. Klaſſenſteuerſtufe (1050--1200 M.) bezahlt.
So erfüllt der Kapitalismus ſeine Pflichten gegen den Staat.
Und dieſe ſelben Leute ſpielen ſich dann noch als die hervor
ragendſten Stützen des Staates auf.

Das neue Schweizer Auslieferungsgeſetz, welches vor
einigen Tagen die Zuſtimmung des Nationalrates, wenn
auch gegen eine ſtarke Minorität, erhalten hat, iſt von ſehr
fragwürdigem Wert. Die wichtigſte Beſtimmung enthält
Artikel 10, welcher die politiſchen Verbrechen und Vergehen
betrifft. Wegen ſolcher wird die Auslieferung nicht bewilligt,
mit Ausnahme der Fälle, in denen die Handlung, um deren
Willen die Auslieferung verlangt wird, obgleich der Thäter
einen politiſchen Beweggrund oder Zweck vorſchützt, vorwiegend
den Charakter eines gemeinen Verbrechens oder Vergehens
hat. Der Bundesrat unterſcheidet im einzelnen Falle nach
ſeinem Ermeſſen über die Natur der ſtrafbaren Handlung
auf Grund des Thatbeſtandes. Wenn die Auslieferung be
willigt wird, ſo ſtellt der Bundesrat die Bedingung, daß
der Auszuliefernde weder wegen eines politiſchen Verbrechens
noch wegen ſeines politiſchen Beweggrundes oder Zweckes be
ſtraft werden dürfe.

Das ſind durchaus ungenügende Bürgſchaften. Reaktio-
näre Regierungen haben die Gewohnheit, politiſche Vergehen
zu gemeinen Verbrechen zu ſtempeln. Die deutſchen Flücht
linge von 1848 und 1849 wurden in den meiſten Fällen
wegen Mordes, Kaſſenraubes und ähnlicheren gemeinen Ver
brechen verfolgt. Und die ruſſiſche Regierung, die jetzt bei
Auslieferungen am meiſten in Frage kommt, hat eine wahre
Virtuoſität darin, ihre politiſchen Gegner mit gemeinen Ver
brechen zu belaſten. Vor etwa 15 Jahren wurde der Nihi
liſt Netſchajeff, der in Rußland einen Gendarmen verwundet
und einen Spion getötet hatte, als gemeiner Verbrecher von
der Schweiz ausgeliefert, was ſeinerzeit einen Sturm der
Entrüſtung hervorrief. Der Bundesrat entſchuldigte ſich nach
träglich damit, daß die Aktenſtücke, welche die ruſſiſche Regie
rung vorgelegt hatte, um Netſchajeffs Verbrechercharakter zu
beweiſen unanfechtbar geweſen ſeien. derartige
Aktenſtücke ſind immer unanfechtbar das Papier iſt ge
duldig. Und was nützt die Bedingung, daß der Ausgelieferte
nicht wegen politiſcher Vergehen beſtraft werden darf, ſon
dern bloß wegen der gemeinen, um derentwillen er aus
geliefert worden Jn dieſen „gemeinen Verbrechen“ ſind ja
die politiſchen enthalten. Der ausgelieferte Netſchajeff wurde
in Rußland nicht als Nihiliſt und politiſcher Verbrecher ver
urteilt behüte! man ſchickte ihn auf Lebenszeit als
gemeinen Mörder in die Bergwerke des Ural, wo er in
zwiſchen geſtorben iſt.

Und Aehnliches kann auch unter dem neuen Ausliefe-
rungsvertrag geſchehen. Es wäre gut, wenn derſelbe einer
Urabſtimmung unterworfen und vom ſchweizeriſchen Volk
zurückgewieſen würde. Mag der Bundesrat einen beſſeren
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Reſtaurant,

uer, Viktualienhandlung,
ilhelmſtr. 18.

Liebenauerſtr. 5. Krug zum grünen Kranze,

Broihanſchenke, Beeſen.
Burkhardt, SGaſthof, Radewell.

Gr. Brauhausgaſſe 165.
W. Haring, Viktualiengeſchäft, Nietleben.

Es wird nun jeder wiſſen, was ſeine Pflicht iſt und wo er zu verkehren hat.

Parteigenoſſen!

Pfännerhö e 5b. Alb.
„Zum Palmengarten“, e grga e 30.

tſtr. 10.äug. Scherneck, Viktualiengeſchäft, Thomaſiusſtr. 8.

Reſtaurant, Sternſtr. 5.
enz,Scharlach, Liltualienhardiung, Giebichenſtein.

O. Mittag, Materialwarenhandlung, Giebichenſtein.

e 7 Gei gere, Reſtaurant, Schwet r., Ecke Hirtengaſſe,
rt Pfeiffer, Reſtaurant, Mittelwache.

iſenbahnReſtaurant, am Bahnhof 8. 2
Schumann, Reſtaurant „Zur Kaſerne“, Reilſtr. 117. Tr

offmann, Viktualienhandlung, Dryanderſtr.
eilſtr., Ecke Adolfftr. G. Knvche, Reſtaurant ar.Wilke, Viktualienhandlung, Vreiteſtr. fſtr vche ant „Zum Aichamt“, gr. Berlin

Bräunig, „Botaniſcher Garten“, Flei 24. v 3.Diese e en, er ſchergafſe gr. Anhalter Hof“, r belterſtr 2
Wwe. Kleiter, Viktualienhandl.,

erm. Reinſch, „Schillerſchlößchen“, Schillerſtr. 27.
witz r. Sachſe, Reſtaurant, Langeſtr. 32.

V. Weitlich, „Gambrinus-vHalle, Leſſingſtr. 9.
Herzog, Reſtauration, kl. Brauhausgaſſe 16.
Reſtaurant zum Waſſerturm, Turmſtraße 29.

L Reſtaurateur, Schloßberg 1.
er, Alte Promenade 27.

Siegmund, „Steinſchloß“, Steinſtr.
Dietrich, „Marktſchlößchen“, Markt 165.T. Bartilitz, Viktualienhandlung, Ludwigſtr. 18.

Karl Kreſſe, Reſtaurant, Königſtr. 16.
Naumann, Materialwarengeſchäft, Merſebſtr. 80.
he, Reſtaurant, Gr. Wallſtr. e

auerhaſe, „Turmhalle“, Streiberſtr. 1.
Deubel, VBockshörner 9.Roſenthal, Viktualienhandlung, Merſeburgerſtr. 13.Sdeling, Reſtaurant, Zwingerſtr.

Schmohl, Viktualienbandlung, Hackebornſtr.
M. Spies, Gr. Steinſtr. 14, Eingang lſtr.

Jehring, Viktualienhandlung, Steinweg 34.
ebes, Reſtaurant, Giebichenſtein, Brunnenſtr. 63.

Woritz, „Moritzburg“, Harz 48.

Winter, Viktualiengeſchäft, Zwingerftr.

eſtaurateur, Ludwigſtr. 13.
Roderwald, „Magdeb. Bierhalle“, Rathausgaſſe 7.Amme, Reſtaurant Leſſingſtr. 36.
Kirchhoff, Oſendorf.
Karl Landmann, „Löwenkeller“, Moritzzwinger.
Reichardts Reſtaurant, Liebenauerſtraße 26.
Elitſch, Gr. Klausſtraße 30.
ConcordiaPalaſt, Geiſtſtraße.
Ernſt Grimm, Reſtauration, Oleariusſtraße 9.
Buſſe, Reſtaurant „Ascania“, Streiberſtr. 6.
König, „Feldſchlößchen“, Trotha.

Die Kommission.

arkſtr. 6.

Vertrag ausarbeiten! Sonſt iſt das Aſylrecht der Schweiz
ein reiner Spott! („Echo.“)

Auch eine Notſtandsmaßzregel. Nach einer Meldung
der Kreuzzeitung aus Petersburg ſind ſämtlichen Arreſtanten
der ruſſiſchen Gefängniſſe von jetzt ab 20 Proz. ihrer täg
lichen Rationen zum Beſten der Notleidenden abzuziehen.

Kus Stadt und and.
Halle, 27. Januar

StadtverordnetenSitzung vom 25. Januar. Der Vorſitzende
Stadtv. Vorſt. Gneiſt macht nach der Verleſung und Genehmigung des
letzten Protokolls Mitteilung von dem Eingang zweier Petitionen,
deren erſte vom fünften kommunalen Bezirksverein ausgeht und um
Pfaſterung eines Teiles der Wilhelmſtraße nachſucht; die zweite, von
Anwohnern der Schützenſtraße ausgehend, äußert den Wunſch der-
ſelben um Pflaſterung dieſer Straße. Hiernach wird zum

Punkt 1 der Tagesordnung: Nachbewilligung für Regulierung der
Anlagen am Riebeckplatz, geſchritten. Die Eiſenbahnverwaltung hatte,
infolge der Tieferlegung der Straßen am Leipziger (Riebeck-) Platz,
für die d pendig geworden

in rn
geſtaltung der gärtneriſchen

Anl i men Sarhewfigt. Veſe Summem Vaccge- e eder Magiſtrat erſucht. Die Finanzkommiſſion, Ref. Städtv. Colla,
empfiehlt die Nachbewilligung, die Verſammlung beſchließt demgemäß.r Leryſenng Transport und Reinigung von Transportaten

und Gefangenen ſind im KämmereiEtat pro 1891/92 1800 M. vor
geſehen. Da bis 7. November 1891 bereits 1708 M. 39 Pf. veraus-
abt ſind, verblieben im Beſtand nur noch 91 M. 61 Pf. Es iſt derBedarf bis Ablauf des Etatsjahres auf fernerweite 700 M. veran

ſchlagt, um deren Nachbewilligung der Magiſtrat erſucht. Ref. Stadtv.
Demuth. Unter den Begründungen dieſer Forderung wird hervor
gehoben, daß die Polizei mit beſonderer Schärfe gegen die Proſti
tuierten vorgegangen ſei. Die Verſammlung ſpricht die Nachbewilli

ng aus.9ga Zur Unfallverſicherung iſt im Kämmerei-Etat pro 1891/92 von
der Stadt als Arbeitgeberin ein Betrag von 1600 Mark vorgeſehen,
bisher ſind jedoch 2101 Mark 20 Pf. verausgabt worden. Die Nach
bewilligung der erfolgten Ueberſchreitung um 501 Mark 20 Pf. wird
ausgeſprochen. Ref. Stadtv. Kru g.

4. Der Finalabſchluß der Kämmereikaſſe und des Anleihekontos pro
1890/91 liegt zur Kenntnienahme mit dem Erſuchen des Magiſtrats
vor, die eingetretenen Ueberſchreitungen im Geſamtbetrage von
101 165 Mark 22 Pf., welche näher erläutert werden, à eonto der
ueberſchüſſe pro 1890/91 nachzubewilligen. Ref. Stadtv. Dem uth
giebt den Nachweis der einzelnen Poſitionen durch ein überreiches
Zahlenmaterial, erklärt das Einverſtändnis der Finanzkommiſſion mit
den Ueberſchreitungen und ſtellt im Auftrage derſelben den Antrag,
begründet durch die ſtattfindende ſtarke Mehrung der Reiſekoſten, daß
den Stadtverordneten eine Zuſammenſtellung der Reiſekoſten des ver
gangenen Jahres überreicht werde, welche nicht nur die auf Kämmerei
koſten, ſondern auch die für Rechnung der einzelnen Jnſtitute 2c. ent
ſtandenen, enthalte. Stadtv. Friedrich moniert es, daß bei einer
Vorlage, welche ein ſo außergewöhnliches Zahlenmaterial aufweiſt, dem
niemand zu folgen vermag, keine gedruckten Unterlagen den Stadtver
ordneten zugingen. Stadtv. Krug beantragt, daß dieſem Etat in Zu
kunft eine Zuſammenſtellung der Geſamt Reiſekoſten beigefügt werde.
Die Nachbewilligung wird mit dem Antrage der Finanzkommiſſion
und dem Krugſchen Antrage genehmigt.

5. Die Errichtung von 4 neuen 2 ſſiſtentenſtellen bei der Polizei
verwaltung vom 1. April d. J. ab liegt zur Genehmigung vor. Ref.
Stadtv. Demuth führt unter anderem zur Begründung aus, daß in
folge der Unfall, Jnvaliditäts und Krankenverſicherung das bisherige
Perſonal über die Büreauſtunden hinaus und auch Sonntags arbeiten
müßte. Auch durch die Neueinrichtung und Umgeſtaltung des Melde
weſens ſei eine Vermehrung der Arbeitskräfte bedingt. Es ſollen daher
für die Regiſtratur und das Meldeweſen je 2 weitere Aſſiſtenten ein

eſtellt werden mit dem Mindeſtgehalt von 1300 Mark. Die Finanz-
mmiſſion empfiehlt zwar den Magiſtratsantrag, kann ſich jedoch nicht

enthalten, über die große Zunahme der Aufwendungen für die Polizei
verwaltung ihre Bedenken zu äußern. Sie beantragt daher, bei Ein
ſtellung der 4 Aſſiſtenten, die Poſition für die Hilfsarbeiter vom Etat
abzuſetzen. Es ſoll auch darauf geſehen werden, eine möglichſte Ver
einfachung der Schreibarbeiten bezw. des Geſchäftsganges herbeizu
führen. Stadtrat v. Holly erklärt, keine Vermehrung des Perſonals
u verlangen, ſondern nur ſtatt der diätariſchen Arbeiter feſtangeſtellte
eamte normiert wiſſen zu wollen, weil durch ben ſtändigen Wechſel

des Hilfsarbeiter-Perſongis die Arbeiten leiden. Allerdings belaufe
L dieſer Etatspoſten auf 28—30 000 Mark, es ſoll daher auch bei

inſtellung der Aſſiſtenten ein entſprechender Poſten dieſes Fonds ge
ſtrichen werden. Eine Beſchränkung der ſchriftlichen Arbeiten ſei da

egen unthunlich; es könne dies nur dadurch geſchehen, daß ſtatt
chriftlicher Beantwortungen von Anfragen, Anträgen u. ſ. w. aus der

Bürgerſchaft, mündliche Benachrichtigungen erfolgten, was aus viel
fachen Gründen nicht ausführbar ſei. Es wirt hiernach die Magiſtrats
vorlage mit den Anträgen der Finanzkommiſſion angenommen.

6. Ausbau eines Teiles der Veeſenerſtraße. Ref. Stadtv. Schulze II.
Der Magiſtrat beantragt, da das an der Beeſenerſtraße belegene neue
Siechenhaus am 1. April d. J. bezogen werden ſoll und die Zufahrt
nur hergeſtellt werden kann, wenn der zwiſchen der Wolfsſchlucht und
der Canſteinſtraße belegene Teil der Beeſenerſtraße nach dem feſtge
ſetzten Höhenlageplan abgetragen und ausgebaut wird, den Ausbau
des genannten Straßenteils zu genehmigen und die Koſten in Höhe
von 50 300 M. à oonto der Anleihe zu bewilligen. Die auf das
Siechenhausgrundſtück entfallenden Ausbaukoſten ſollen aus dem Siechen
hausbaufond der Anleihe wiedererſtattet werden. Die Baükommiſſion
beabſichtigte die Regulierung der Beeſenerſtraße, wie es notwendig ſei,
gleich am Ranniſchenplatz beginnen zu laſſen, ſtellte dieſen Antrag jedoch

für den nächſtjährigen Etat zurück. Sie normiert die Breite der
Straße auf 15 Meter (Fahrbahn 9, Bürgerſteige à 3 Meter) und ſoll
die Straße 60 Meter über die Canſteinſtraße hinausgeführt werden
r r ca. 35 000 Mark). Um an den umfangreichen Aus
chachtungsarbeiten zu ſparen, ſollen die Erdmaſſen in der Nähe ſor
tiert aufgeſpeichert werden und der Lehm und ſonſt Verwertbares an
Unternehmer zur unentgeltlichen Abfuhr abgegeben, das ſchwarze Erd
reich hingegen auf die Hoſpitaläcker abgefahren werden. Die Geſamt-
ausbaukoſten ſind einſchließlich Legung von Gas und Waſſerleitung
u. ſ. w. auf 46 300 Mark veranſchlagt, wooon 21 350 Mark auf das
Siechenhaus Vermögen entfallen. Der Reſt iſt vom Magiſtrat zu ver
auslagen und ſpäter von den Intereſſenten einzuziehen. Die Finanz-
kommiſſion, Ref. Stadt Colla, erklärt, daß die Ausbaukoſten in
Höhe von 46 300 Mark auf die neue Anleihe übernommen werden
ſollen, wovon ſpäter die genannte Summe nebſt den Koſten für die
Trottoiriſierung u. ſ. w. vom Siechenhausvermögen, der Reſt von
21 000 Mark von den Adjazenten eingezogen werden. Die Verſamm
lung genehmigt die Vorſchläge der Baukommiſſion mit der von der
Finanzkommiſſion empfohlenen Abänderung. Ebenſo wird ein Ab-
kommen des Magiſtrats mit den anliegenden Jntereſſenten Gebhardt
und Gadau, wie auch die Aufhebung der bisherigen Fluchtlinie ge-

nehmigt. (Schluß folgt.)Der Haushaltsplan des Stadttheaters für 1892/93
ſchließt in Einnahme und Ausgabe mit 63 300 Mark, gegen
64 400 Mark im Vorjahre ab. Unter den Einnahmen findet
ſich e Miete des Direktors Rudolph für die Benutzung des
Theatergebäudes 26 000 Mark, der Mietszins für die
Reſtauration 5000 Mark, Entſchädigung für die elektriſche
Beleuchtung der Reſtaurationsräume 3300 Mark, Zuſchuß
aus der Stadthauptkaſſe 25 620 Mark (gegen 26030 Mark
im Vorjahre), Rückvergütung auf die Feuerverſicherungsprämie
für das Vorjahr 3380 Mark. Die Ausgaben ſetzen ſich zu
ſammen aus Gehalt für den Obermaſchinenmeiſter und den
Kaſtellan 4300 Mark, Löhne für die Maſchiniſten, Putzer c.
9310 Mark, Löhne für die Feuerwehrmannſchaften 1140 Mark,
Betrag für Kranken-, Unfall-, Jnvaliden- und Alters Ver
ſicherung 493 Mark, ferner an ſachlichen Koſten 8900 Mark
für Brennmaterial, 5700 Mark für Gasverbrauch der Motoren,
1200 Mark für Waſſerverbrauch, 7790 Mark für die
Unterhaltung der maſchinellen Einrichtungen, 6000 Mark
für diejenige ver Gebäude- und Jnventarienſtücke, dann zur
Tilgung und Verzinſung der Baukoſten 57 342 Mark 74 Pf.,
weiter 15 000 Mark als 5. Rate zur Bildung eines jetzt
auf 50 974 Mark 67 Pf. angewachſenen auf 150 000 Mark
r Pingenben Erneuerungsfonds, endlich insgemein 185

ark.
M. Jn einer vom Verein für Naturheilkunde für

Montag abend nach der „Moritzburg“ einberufenen öffent
lichen Verſammlung referierte Herr Schriftſteller K. Wieſen
thal aus Leipzig über das Thema: „Die Erfolge der
Naturheilkunde bei Geiſteskrankheiten.“ Jm
großen Ganzen war der Vortrag mehr eine allgemeine Agi-
tationsrede für die Beſtrebungen des genannten Vereins als
eine erſchöpfende Darſtellung des Themas. Der Gedanken
gang derſelben war kurz folgender: Zu den am Ende unſeres
Jahrhunderts angeregten Reformen und Neuerungen gehört
auch die Naturheilkunde. Die praktiſche Medizin iſt nicht
Eigentum des Volkes geworden, weshalb ſich dies auch
immer mehr der neurn, einfachen Heilweiſe zuwendet, die
ſeinem Verſtändnis näher liegt ſogar Mediziner gehen mehr
und mehr ins feindliche Lager über, in dem Maße wie die
Erfolge der neuen Lehre zu tage treten ſowohl bei allen
übrigen Krankheiten, als auch bei denen des Geiſtes im be
ſonderen. Die Alten (Hippokrates und Asklepiades) hatten
eine der Naturheilmethode ähnliche Behandlungsweiſe, welche
jedoch im Laufe der Zeit dank der wiſſenſchaftlichen Medizin
vollſtändig in Vergeſſenheit geraten iſt. Er ſchilderte ein
gehend die unmenſchliche Behandlung der Jrren im Mittel
alter, wo die herrſchende Geiſtesrichtung dieſe als Werkzeuge
des Teufels betrachtete, oder ausnahmsweiſe als Heilige.
Mit dem Aufkommen einer freieren Auffaſſung hätten dann
auch die Jtaliener eine anatomiſche Behandlung verſucht,
ohne jedoch damit die Lage dieſer unglücklichen Menſchen
irgendwie zu beſſern. Eine humane Therapie (Behandlung)
hätten dann endlich die Franzoſen angebahnt, welche Arzenei
mittel mehr verwarfen, und eine pädagogiſche Erziehung er
ſtrebt. Wie leicht begreiflich hätte aber die akademiſche
Medizin, „ein Produkt ſpekulativer Köpfe“ nichts erreichen
können, zumal ihre Weisheit in Anwendung der Zuchtrute,
ſtrenger Gefangenhaltung und den üblichen Arzeneien, be
ſonders Brechmittel beſtände. Um ſo ſchöner ſeien die Er
folge der Naturheilkunde. Redner ging nun zu einer leid
lichen Schilderung der Geiſteskrankheiten über, um ſodann
auf die Urſachen derſelben zu kommen. Auch hier zeige ſich
die Zerfahrenheit der Medizin, indem ſich die einzelnen Au-
toritäten noch fortwährend in den Haaren lägen in betreff

der Gründe. So über den Wert der Erblichkeit. Re neiſchlägt den Einfluß derſelben recht gering 9 wenn

auch nach Mantegazzas Phyſiologie der Liebe nicht ganz
verneinen möchte. Unter die Haupturſachen rechnet er
die Arzneimittel, beſonders das Chloroform, deren Schäd
lichkeit weit größer ſei, als die der ſozialen Ver
hältniſſe. Man müſſe ſich wundern daß man dem ver
derbenbringenden Treiben der Aerzte nicht Einhalt thue.
en Glücke dämmere ſchon unter den einſichtigeren
erſelben und werde mit dem Fortſchritt der Naturheilkunde

auch hier bald Wandel geſchaffen werden. Jn folgen
den Diskuſſion wurde von ſozialiſtiſchen Gegnern die Be
deutung der ſozialen Mißverhältniſſe mehr betont, und die

re r r. e Behandlungsweiſea. m. von einem Mediziner als nicht deng. r 9 Thore h eubollſtändig niedergebrannt iſt geſtern mitta dem
Schachte zwiſchen Zſcherben und Nietleben die
Teerſchwelerei. Ueber die Urſache des Brandes iſt nichts
Genaues bekannt, jedoch wird vermutet, daß derſelbe durch
den ſogenannten Fuchs zum Ausbruch gekommen iſt. Aus
den Nachbargemeinden waren verſchiedene Spritzen erſchienen.

Giebichenſtein.
5 Arbeiter, Mitbürger, Sarteigenoſſen!

flicht eines jeden Wählers, welcher ein Ja reseinkommen

2 50 n hat, iſt T n Wählerliften, vom 15.
Januar im Am i ien hauſe Zimmer Nr. I ausliegen,

Diejenigen Wähler, welchen es an Zeit mangelt, kihre Adreſſen an unterzeichnetes Komine ein M

Das WahlkomiteSeifert, Triftſtr. 10. Emmer, Horſt 12 e
Drunck, Eichendorffſtr. 35I1. Martin, Brunnenſtr. 201,

Plorin, Advokatenweg 9 e.

Eisleben. Das hieſige Amtsgerichtsgefä iiſt ſo überfül It (ca. 90 ſtatt 50 h alt
benachbarten Gerichte mit Gefängniſſen Anfragen wegen Ab
nahme der Ueberzahl geſtellt ſind; die Anfragen ſind indes
vergebens geweſen. Alle Gefängniſſe (es iſt wohl bei mehr
als 10 angefragt) ſind ebenfalls überfüllt. Das Geſchäft
geht jetzt nirgends beſſer als in den Gefängniſſen des herr
lichen deutſchen Reichs ein deutliches Zeichen von der
Traurigkeit unſerer heutigen ſozialen Verhältniſſe.

u m dem Gerichtsſaal.
alle, 26. Januar. (3. Strafkammer. ibeleuchtet wurden unſere modernen Rechwdeharnſe ieg

die Sache des 52 jährigen Mühlenbaumeiſters Karl Robert
Ludwig aus Nordhauſen. L. war am 2. Juni v. J. vom
hieſigen Landgericht wegen gewerbsmäßigen Wuchers zu 1 Jahr

Gefängnis, 2000 M. Geldſtrafe und 2 Jahren Ehrver
verurteilt worden, wogegen er das Rechtsmittel der Reviſion
beim Reichsgericht eingelegt hatte. Dieſe Angelegenheit, wo
mit ſich die Gerichte ſeit dem Jahre 1889 bereits ſechsmal
beſchäftigt hatten, erregte ſeinerzeit in der Umgegend von Nord
hauſen größeres Aufſehen, da der Angeklagte als wohlhabender
Mann ſchon ſeit den 60er Jahren in Nordhauſen unheimliche
Geldgeſchäfte betrieben, wodurch er dann im Jahre 1889
wegen Wuchers dem Gerichte überlieferte wurde. Nach der
erſten Verurteilung in Nordhauſen, die ebenſo ausgefallen als
im vorigen Jahre hier, wurde die Sache vom Reichsgericht
zur nochmaligen Verhandlung an die Vorinſtanz, nach der
zweiten Verurteilung wurde aber die Sache dem hieſigen
Landgericht überwieſen, welches ſich nun heute durch die zum
drittenmale beim Reichsgericht eingelegte Reviſion nochmals
mit der Angelegenheit beschäftigen mußte. Das Reichsgericht
hatte die letzte Reviſion des Angeklagten wegen einiger Form
fehler, welche in der falſchen Auffaſſung der erſten Richter
beſtanden über den Begriff, daß Angeklagter die Notlage
anderer zu ſeiner Ausbeutung benutzt hatte, als begründet
erachtet und ferner angenommen, daß mehrere zu dem Gegen
ſtand der Anklage vorangegangene, jetzt herangezogene Fällebereits verjährt waren. Die Vergehen des gehlagten be
ſtanden darin, daß er in dem Zeitraum von 1879 bis 1885
unter ung der Notlage bezw. renheit mehrererPerſonen ſich Verwögensdoeteile a und zwar



durch Verleihung von Gldſamen, wobei er den üblichen
insfuß derartig überſchritten hatte, daß die ihmorteile in auffälligem Mißverhältniſſe zu der Le ung ge

ſtanden. L., welcher während der Verhandlung öfters mit
dem Namen „Halsabſchneider“ betitelt wurde, hatte der Frau
Mühlenbeſitzer Winkelmann in Bielen bei Nordhauſen und
dem Mühlenbeſitzer Hildebrand in Niedergebra, die in Geld
verlegenheiten geraten waren, für Gewährung von Darlehen
bezw. Stundung von Forderungen außerordentlich hohe Zinſen
berechnet und ſich dieſelben gleich bei Behändigung der ver
borgten Summen durch Abzüge von dem baren Gelde zurück
behalten und ſo die Notlage bezw. Unerfahrenheit ſeiner
Gläubiger auszubeuten gewußt. Jn dem Zeitraum von 1879
bis 1880 hatte Frau Winkelmann zwei Darlehen im Betrage
non 3000 M. erhalten, wovon der Angeklagte 750 M. in
Abzug gebracht unter der Bedingung, daß Frau W. 500 M.
davon zurück erhalten ſolle, wenn ſie einen ihm verſprochenen
Backofenbau auf ihrem Grundſtück ausführen laſſe. Auf
Grund eines hierauf von Frau Winkelmann unterſchriebenen
Reverſes hat ſelbige die fehlenden 500 Mark erhalten und
die Darlehen extra noch mit 7 Prozent verzinſen müſſen
unter der Bedingung, daß ſie bei Nichteinhaltung der Ver-
pflichtungen noch täglich 5 M. Konventionalſtrafe zahle.
Ferner erhielt Frau W. im Jahre 1881 ein Darlehn von
2000 M. unter Abzug von 300 M. und Androhung von
ſofortiger Zwangsvollſtreckung bezw. Geltendmachung aller
Forderungen des Angeklagten, wenn ihm die hypothekariſchen
Eintragungen auf Frau W.'s Grundbeſitz nicht genehmigt
würden. Somit war die Forderung des Angeklagten bis zu
6500 M. aufgelaufen. Hildebrand hatte der Angeklagte ſo
gar derartig ausgebentet, daß er ſtatt eines Darlehns von
800 M. nur 400 M. ausgezahlt, trotzdem hatte er aber
einen Wechſel über 800 M. acceptieren laſſen. Nachträglich
hatte Hildebrand noch einmal 300 M. erhalten dafür aber
ca. 2200 M. als Hypothek auf ſeine Mühle eintragen
müſſen womit die Gegenforderungen des Angeklagten als
Darlehen bezeichnet wurden. Als unverhältnismäßig hohe
Vorteile kamen noch in Betracht die ſeitens des Angeklagten

ſäßen einen hohen Wert. Von einer Uxerfahrenheit Hilde-
brands und Winkelmanns ſei auch keine Rede, da beide als
ſehr kundige und erfahrene Geſchäftsleute gelten. Mit den
angeblich zu hohen Rechnungen verhalte es ſich ſo, daß die
ſe von den Gläubigern als gerichtliche Gegenforderungen
anerkannt ſeien. Die Verhandlung ſchien zu Anfang einen
umfangreichen Charakter annehmen zu wollen, da zirka
26 Zeugen und 5 Sachverſtändige erſchienen waren. Gegen
1 Uhr waren erſt die beiden Zeugen Frau Winkelmann und

rau Hildebrand vernommen. Die taatsanwaltſchaft ſah
ich jedoch veranlaßt, von den weiteren Beweisaufnahmen

Abſtand zu nehmen, da aus dem bereits zu tage Setretenen
die Schuld des Angeklagten nicht evident geworden war. Die
Verteidigung, vertreten durch Herrn sanwalt Kähne,
erklärte ſich mit der Verzichtleiſtung auf die weitere Beweis
aufnahme einverſtanden, wenn der Angeklagte in heutiger
Verhandlung freigeſprochen werde. Hierauf wurde die
Beweisaufnahme geſchloſſen. Die Staatsanwaltſchaft erklärte,
nach dem Entſcheid des Reichsgerichts müſſe dem Angeklagten
nachgewieſen werden, daß er ſeine Manipulationen betrieben,
um höhere Zinſen als ihm rechtmäßig zuſtanden, von den
Geſchädigten herausgzupreſſen. Dies ſei nicht gelungen. Eine
andere Anklage auf Erpreſſung oder Betrug würde auch er-
folglos ſein. Trotzdem man bei dieſem Falle die feſte Ueber
zeugung habe, daß Angeklagter ein ganz gemeiner Wucherer
ſei, müſſe er unter dieſen Umſtänden in Ermangelung ge-
nügender Beweiſe zu ſeinem größten Bedauern die Frei
ſprechung beantragen. Moraliſch ſei er als Wucherer zu ver
urteilen, aber juriſtiſch fehlten leider die Beweiſe. Die Ver
teidigung ſchloß ſich betreffs der Freiſprechung der Staats
anwaltſchaft an und meinte, wenn man in Betracht ziehe,
was hier in Halle für koloſſale Summen für Vermittelung
von Darlehen genommen würden, im Gegenſatz zu dem Zins
fuß, den Angeklagter genommen, ſo könnte man hier alle
Tage zu Verurteilungen gelangen. Nach einer kurzen Be
ratung verkündete der Gerichtshof die Freiſprechung, da durch
die Beweisaufnahme dem Angeklagten die Schuld nicht direkt
bewieſen werden konnte.

Publikationen der Boykott-Kontroll- Kommiſſion.
Wirte, die hieſiges Bier verſchenken: Rienecker, am Zen

tral-Bahnhof; Uhlitſch, Thüringerſtraße; Knappe, Steinweg
Anſpach, Oberglaucha; Regber, Pfännerhöhe Reichenbach,
Böllbergerweg Bergſchenke, Oberglaucha Richter Becker,
Goſenſchenke, Spengler, Kronprinz (Wehle) und Briebach in
Giebichenſtein; Brömme, Haack und Edel in Trotha.

Herr Wilh. Fiedler, Gaſthof zum Röderberg, erklärt uns,
daß er Delitzſcher Lagerbier und Weißbier aus Müllers
Brauerei führt. Die Kontroll- Kommiſſion.

Eingeſandt.
(Für dieſe Rubrik übernimmt die Redaktion keine Verantwortung.)
Es iſt bezeichnend, wenn ſich einmal ein Arbeiter erlaubt das Ge

bahren der Geſchäftsleute zu kritiſieren, man von gewiſſen Seiten
leich Zeter und Mordio ſchreit. Wir finden die Kritik gegen die

aßnahmen unſere Gegner für gerechtfertigt, warum ſoll dies nicht
geſchehen gegenüber denjenigen, die uns naheſtehen wollen Es iſt
jedenfalls kein Grund vorhanden abzuleugnen, daß unter den
Reſtaurateuren ein gewiſſer Neid herrſcht. Doch damit haben wir es
nicht zu thun. Was iſt denn von dem G. W. Einſender Ungehener
liches geſagt worden. Das ganze Thema war doch nur, daß die
Wirte dem Arbeiter gegenüber loyaler handeln ſollen. Selbſtverſtänd
lich iſt wohl, daß dann die Arbeiter bei dieſen Wirten auch verkehren
müſſen. Die hieſige Bierſperre hat damit garnichts gemein. Die
Arbeiter ſind überzeugt, daß die Bierſperre nur zu Ende geführt
werden kann, indem die Arbeiter aller Branchen ihre Schuldigkeit
thun. Jeder, der heutzutage im öffentlichen Leben ſteht, hat ſich
und ſein Thun der öffentlichen Kritik zu unterwerfen, davon ſind
ſelbſt die Herren Reſtaurateure nicht ausgeſchloſſen. F. B.

(Hiermit betrachten wir die Sache für erledigt. Red.)

Standes amtliche Rachrichten.
Haue 26 Januar.

Aufgeboten: Der Fabrikarbeiter Berthold Müller und Anna Schroller
(Brunoswarte 20). Der Kellner Otto Dietz und Gertrud Siebenkät
(Holleben und Raffinerieſtraße 4). Der Bahnhofs Reſtaurateur Eduard
Voges und Bertha Bieler (Köthen und Gröbzig). Der Schuhmacher
Otto Weiße und Auguſte Brehme Deſſau und Berlin). Der Verlags-
buchhändler Dr. phil. Robert Rackwitz und Eliſabeth Oertel (Berlin
und Leipzig-Reudnitz).

Eheſchließung: Der Paſtor Guſtav Koch und Margarethe Klapproth
(Egeln und Gr. Berlin 14).

im Geſchäftsverkehr mit beiden Gläubigern aufgeſtellten hohen
Rechnungen für Mühewaltungen, Konferenzen welche auf
636 M. berechnet waren. Jn einigen Monaten hatte An-
geklagter ca. 34 Konferenzen angerechnet, wofür derſelbe ſich
nobel bezahlen ließ und im Nichtbezahlungsfalle die Zwangs-
vollſtreckung anwenden zu wollen gedroht hatte. Letztere
Fälle kamen hauptſächlich als ſtrafbar in Betracht. Der An-
geklagte beſtritt heute, wie auch in den anderen ſechs Vor

(Sprechſtunde abends von 6—-7 Uhr.
Abonnenten des „Volksblatt“ auszuweiſen. Anonyme Anfragen werden

Jriefkaſten der Redaktion.

nicht berückſichtigt.)

M. G., Schkeuditz. Jhre Einſendung mußte unberückſichtigt
bleiben, weil dieſelbe anonym war.
der nächſten Nummern von Jhrer Sache Notiz nehmen.

Frageſteller haben ſich als

Nunmehr werden wir ig einer

Ceboren: Dem Schuhmacher Louis Biele eine T., Emilie Hedwig
Helene Wilhelmſtraße 33). Dem Bahnorbeiter Paul Martin eine T.,
Jda Anna Martha (Kl. Sandberg 5). Dem Zimmermann Albert
Schumann eine T., Klara Emma (Südftraße 6). Dem Handarbeiter
Wilhelm Becker ein S., Heinrich Friedrich Wilhelm Mittelwache 14).
Dem Fabrikarbeiter Friedrich Zwarg eine T., Elſe Charlotte Erneſtine
(Taubenſtraße 2). Dem Handarbeiter Leberecht Waeſchke ein S., Ernſt
Emil Böllbergerweg 26). Dem Konditor Endre Endreſen ein S.,
Walther Karl Endre (Martinsgaſſe 5). Dem Bäckermeiſter Richard
Gellert ein S., Hermann Albert Otto Böllbergerweg 11). Eine

verhandlungen, etwas Strafbares gethan zu haben. Von einer
Notlage der angeblich Geſchädigten ſei keine Rede, da dieſelben
ſtets danach geſtrebt, ihren Grundbeſitz auszubauen und zu
vergrößern, außerdem ſeien die Grundſtücke ſeiner Gläubiger
mit Hypotheken nur verhältnismäßig wenig belaſtet und be

Quittung.
Bei Herrn Gabriel gingen folgende Beträge für die Buchdrucker

ein: auf Liſte 2681 3.60 M., auf Liſte 2668 2.50 M.

unehel. T.

Geſtorben Des Wilhelm Lorenz T. Anna, 3 J.
(Mazdeburgerſtraße 32). Die Witwe Luiſe Tiehle geb. Döring, 62 J.
(Gr. Märkerſtraße 18). Des Müller Wilhelm Becker T. Anna, 2 M.

Der Handelsmann Friedrich Höpfner, 49 J.(Böllberger' eg 25).
(Klinik). Ein unehel. S,, totgeb.

Unterröcke in Wolle, Trikot, Warchent, Flanell,
feinfarbigen Stoffen und Seide

empfehlen
h. Liebenthal o.

Vntere Leipzigerstrasse 103.

Sozialdemokrat. Verein
für Halle und den Saalkreis.

Donnerstag den 28. d. Mts. abends S Uhr in der Moritzburg, Harz 48

I Leseabend. WTagesordnung: 1. Vorleſung über die Naturgeſchichte des Antiſemitismus.
2. Diskuſſion. 3. Verſchiedenes. Der Vorſtand.

Gerichtlicher Verkauf
Donnerstag den 28. d. Mts von vormittags 9 Uhr ab ſollen die

zur Geſchwiſter Braumannſchen Konkursmaſſe hier gehörigen Nahrungs-
mittel, beſtehend in:

Bücklingen, Sardinen, Dökelzungen,
Dreiſelbeeren, Apfelſtnen, Gurkenſalat, Derlzwiebeln,

Dfeffergurken etc.
im haſtelokale Moritzzwinger 5 freihändig gegen Barzahlung verkauft
werden

Halle a. S, den 26. Januar 1892.

Franz Krug,
Verwalter der Geſchw. Braumannſchen Konkursmafſſe.

Auktiom.
Dienstag den 2. Februar er. von vormittags 11 Uhr ab, ſollen die

zur Mühlenbeſitzer Fr. Reuterſchen Konkursmaſſe zu Niemberg ge
hörigen Wirtſchaftesgegenſtände beſtehend in:

Möbeln. Haus und Küchengerät, Vetten, Leinen-
zeug, Kleidungsſtücken. Wäſche, Jeldgerät und

Handwerkszeugen.
ſowie eine Partie altes Eiſen und Brennholz und verſchiedenes Andere,
im Reuterſchen Grundſtück zu Niemberg öffentlich meiſtbietend gegen
Barzahlung verſteigert werden.

Halle a. S., den 26. Januar 1892.
Franz Krug,

Verwalter der Reuterſchen Konkursmaſſe.

Priedr. Köhler
Steinweg- u. Lindenstrassen-Ecke
empfiehlt allen Frennden und Genoſſen ſein

Tabak, Zigarren und
Zigarettenlager.

Verband-WatteIa. I.
per Pfund 1.60 1.30 Mk.

Isenthal Co.
Halle a S, gr. Ulrichſtraße 31.

Kollegen, fürchtet eng niqht,
geht nicht die S

Merſeburgerſtraße 20 a
vorbei da giebt es nur fremde Biere

und keine halleſchen.

Rosenthal.
Häckerri und Mehlverkanf

Pfännerhöhe 8a und r 1empfiehlt garant. reines Roggenbrot
v. ſelbſtgem. Roggen, Böllb. Weizenmehl,
ſelbgem. reines Roggenmehl, Weizen-
brot, ſowie ſämtl. Vackwaren. Auch

J Kußerdem Kuftreten ſämtl.

Walhalla Theater,
Direktion: Richard Hubert.

Nur kurze Zeit:
Die Geſellſchaft Hermandez,

Panutomimen-Darſteller.
Mr. Adolf Burry, Jongleur und Mala

bariſt. Mr. Wirſon, Hand und Kopf
Equilibriſt. Siſters Jeſſie u. Phoebe
Pinder, engliſche Geſangs- und Tanz-
duettiſtinnen. Brothers Horley, Ex
zentriker und Knockabouts. Die
Hugoſton Truppe, Bravour Parterre
Akrobaten. Fräulein Chriſtine Wald-
heimer, Kärnthner Liederſängerin und
Jodlerin. Herr Richard Gersdorf,
Geſangs Humoriſt.

Anfang 8 Uhr.

Concordia-Valaſt.
Nur moeh 4 Tage!

Gaſtſpiel
der weltberühmten kgl. liliputan.

Hofkünſtler Truppe

Colibriüsbeſtehend aus 7 der kleinſten Menſchen,
welche je exiſtierten, mit ihren

Pracht-Miniatur-Gala- Equipagen und
Liliput-Pferden.

Die Prodnktionen beſtehen in
Geſang, Muſik, Gymnaſtik,

Pferdedreſſur und Pantomimen.
Jn der Begleitung der Colibritruppe be

findet ſich

Leo Aal,ein 18 jähriger Rieſe, 2 Meter 30 Ztm.
hoch, welcher als Diener der Truppe

fungiert.

Ende 11 Uhr.

engagierten Künſtler.
Preiſe der Plätze: Loge 1.50 num.

Balkon 1 reſerv. Parterre 75 Par
kaſſe im Concordia Palaſt vorm. 10 bis
1 Uhr, nachmittags 3--5 Uhr

W atten,
10 Lot.grau 6, 8,

Ditzd. 1.25 165 2.20 Mk.
empfehlen

senthal&cCo.
findet der Verkauf gegen Konſummarken ſtatt. Halle a, S., gr. Ulrichſtraße 31.

terre 60 Vorverkauf an der Tages

Stadt Theater in Halle a. S.
Anfang Uhr. Donnerstag den 28. Jannar 1892. Ende 10 Uhr.

135. Vorſtellung. 100. Abonnements- Vorſtellung. Farse: gelb.

Uriel Acoſta.
Trauerſpiel in 5 Akten von Karl Gutzkow.

Perſonen:
Manaſſe Vanderſtraten, ein reicher Handelsherr in Amſterdam
Judith, ſeine Tochter
Ben Jochai, ihr Verlobter
De Silva, Arzt, ihr Ohein
Rabbi Ben Aliba
Uriel Acoſta
Eſther, ſeine Mutter
T rnen, ſeine Brüder

William Schirmer.
Louiſe Brodsky.
Ewald Bach.
Walter Schmidt-Häßler.
Karl Friedau.
Eugen Schady.
Mathilde de la Chapelle.

Karl Häußler.

Joel, t Eduard Strauß.Baruch Spinoza, ein Knabe Jenny Schneider.De Santos, Rabbiner Kark Funk.Van der Embden, Max Rohrmann.Ein Tempeldiener

Simon, ein Diener Manaſſes Otto Ebert.
Silvas Diener Ernſt Böttcher.Tempeldiener, Gäſte, Volk. Ort der Handlung: Jn und bei Amſterdam. Zeit: 1640.

Nach dem zweiten Akt Pauſe.

Cäſar Markgraf.

Freitag den 29. Januar 1892.
136. Vorſtellung. 101. Abonnements Vorſtellung. Farbe: weiß.

Mignon.
Komiſche Oper in 3 Akten von A. Thomas.

Mignon Klara Polſcher als Gaſt.
Philine großherzogl. Hofſängerin Lydia Hollm als Gaſt.

Jn Vorbereitung: Gaſtſpiel des Hoſtheaterdirektors Friedr. Hanse.
Siegfried, zweiter Teil aus der Trilogie „Der Ring des Nibelungen“ von Rich. Wagner.

e neue u. ſtaubfreie
m Settfedern

Pfd. von 60 Pf. an bis zu den

I feinſten Halbdannen
nur 3.30 Mk.

Graue Daunen
von wunderbarer Fülkraft,

genügen 5 Pfd. in ein groß.
Deckbett, à Vſd. nur 2.50, 2.80

bis 3 Mk., empfiehlt
a feuard braf a hetee.

m r am Platze

Morgen Donnerstag
Schlachtefeſt.
V. PIate, Harz 34.

S 500 Paar

Ferner:
290 Stück Taſchenuhren, gutgehend
arantiert, Stück 3, 4, 5, 6, 7, 8 biF

10 Mk. mit wunderbar ſchönen Ge
häuſen.

interüberzieher, um zu räumen
zum Selbßſtkoſtenpreiſe.

Renners Erstes Hall.
Ein- u. Verkaufsgeschäft

Leipzigerstr. 44.

Halle a. S., Markt 13
neben Spindlers Färberei.

Dauerhaft. Wasehgefäes,
Sehlgaehtewanmmem ete. verkauſt
nur Geiſtſtraße 51. Das Billigſte.

H. Bergmanns Möbelmagazint

31 Fleigsehergagsse 34
empfiehlt ſein großes Lager in

Möbel-, Spiegel- u. Polster-
Waren

in allen Holzarten.
Billige Preiſe. Transport gratis

e

Sämkliche Parteiſchriften
empfiehlt Die Volksbuchhandlung.

Frdl. Wohnungen er
Iwei Wohnungen für 34 Thlr. zu

Redaktion von Rich. Jllge; Verlag von Aug. Eroß; Druck der Halleſchen SenofſenſchaftsBuchdruderei (E. E. m. b. H.), ſämtlich in Halle a. S.
vermieten kl. Rittergaſſe 1.
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